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Vorblatt 


Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

(Fünfzehntes Rentenanpassungsgesetz — 15. RAG) 

(Antrag der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz, Ruf und 
der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

In Anbetracht der anhaltenden Preis- und Lohnentwicklung 
wird das Vierzehnte Rentenanpassungsgesetz dem Sinn der 
Rentenanpassungen, die Rentner am Produktivitätszuwachs 
teilhaben zu lassen, nicht gerecht. Die Renten sind im Ver- 
gleich zu den Arbeitsentgelten auf den niedrigsten Stand seit 
der Rentenreform abgesunken. 


B. Lösung 

Die 1958 unterlassene Rentenanpassung soll zur Hälfte nachge- 
holt werden, und zwar in der Weise, daß die Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen in Zukunft durch Gesetz um 
jeweils ein halbes Jahr früher angepaßt werden, als dies nach 
der bisherigen Routineanpassung der Renten der Fall wäre. 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, die im Jahre 

1971 und früher eingetreten sind, werden aus Anlaß der Ver* 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 

1972 am 1, Juli 1972 um 9,5 ®/o erhöht. 

Um eine rechtzeitige Auszahlung der erhöhten Renten zu ge- 
währleisten, wird die Bundesregierung verpflichtet, den Renten- 
anpassungsbericht und das Gutachten des Sozialbeirats in Zu- 
kunft jeweils bis zum 30. November vorzulegen. Die Bundes- 
regierung wird zudem ersucht, den Rentenanpassungsbericht 
1972 möglichst bis zum 30. November 1971 vorzulegen. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Durch die Vorverlegung der Rentenanpassung im Rahmen des 
Fünfzehnten Rentenanpassungsgesetzes auf den 1. Juli 1972 
entstehen im Jahre 1972 Mehraufwendungen von: 

Rentenversicherung der Arbeiter 

2 016 Millionen DM 

Rentenversicherung der Angestellten 

Knappschaftliche Rentenversicherung 223 Millionen DM 

zusammen 2 239 Millionen DM 

Die Mehraufwendungen für die Knappschaftliche Rentenver- 
sicherung gehen zu Lasten des Bundes. Die Mehraufwendungen 
für die Gesetzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
Angestellten können aus deren Überschüssen finanziert werden. 
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Antrag 

der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz, Ruf und 
der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen 

(Fünfzehntes Rentenanpassungsgesetz — 15. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen wer- 
den aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1972 die Ver- 
sicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Versiche- 
rungsfällen, die im Jahre 1971 oder früher einge- 
treten sind, für Bezugszeiten vom 1. Juli 1972 an 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
und 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 und 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes im Jahre 1972 erhöhten Renten, die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung nach § 98 a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Leistung nach den 
§§ 27, 28 des Sozialversicherungs-Angleichungsge- 
setzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402). 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold keine 
Anwendung. 


§ 2 

(1) Renten, die nach den §§ 1253 ff. der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 53 ff, des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach An- 
wendung von § 1255 Abs. 1 letzter Halbsatz der 
Reichsversicherungsordnung, § 32 Abs. 1 letzter 
Halbsatz des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 54 Abs. 1 letzter Halbsatz des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes sowie der Kürzungs- und Ruhens- 
vorschriften ergeben würde, wenn die Rente ohne 
Änderung der übrigen Berechnungsfaktoren unter 
Zugrundelegung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1972 und der Beitragsbemessungs- 
grenze der knappschaftlichen Rentenversicherung 
für dieses Jahr berechnet werden würde; Abwei- 
chungen infolge Abrundungen sind zulässig. Bei 
Leistungen oder Leistungsanteilen aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung sind die nach Ar- 
tikel 2 § 9 Abs, 1 a des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes für Versicherungsfälle 
des Jahres 1971 maßgebenden Jahresbeträge zu be- 
rücksichtigen. Für Knappschaftsausgleichsleistungen 
gilt § 98 a Abs. 2 Satz 1 des Reichsknappschafts- 
gesetzes, § 1282 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 59 Abs. 2 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes oder § 79 Abs. 2 des Reichsknappschafts- 
gesetzes gilt nicht in den Fällen, in denen die 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, 

§§ 55, 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
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oder §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes ange- 
wendet worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen 
§ 1253 Abs. 2 Satz 5 allein oder in Verbindung mit 
§ 1254 Abs. 2 Satz 2, § 1268 Abs. 2 Satz der Reichs- 
versicherungsordnung, § 30 Abs. 2 Satz 5 allein 
oder in Verbindung mit § 31 Abs. 2 Satz 2, § 45 
Abs. 2 Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes, 
§ 53 Abs. 3 Satz 5 allein oder in Verbindung mit 
§ 53 Abs. 5 Satz 2, § 69 Abs. 2 Satz 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes angewendet worden 
ist. 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten vom 9. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Ver- 
ordnung an die Stelle des Betrages von 7 650 
Deutsche Mark der Betrag von 20 415,10 Deutsche 
Mark, in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des 
Betrages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
482,00 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 1 323,70 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung 
an die Stelle des Betrages von 4 281 Deutsche Mark 
der Betrag von 12 008 Deutsche Mark tritt. 


(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach Ar- 
tikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 


§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwen- 
dung der Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn 
die Rente erneut umgestellt und dabei vor Anwen- 
dung der Ruhensvorschriften der ungekürzte Ren- 
tenbetrag ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und 
ohne Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höher- 
versicherung mit 2,8049 vervielfältigt und der Kin- 
derzuschuß für jedes Kind nach der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1972 berechnet 
werden würde; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. § 2 Abs. 2 Satz 4 ist anzuwenden. 


(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle 
der in diesen Vorschriften genannten Werte die 
nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer 
Versicherungs- 
dauer 

von . . . Jahren 


Versicherten- 

renten 

DM/Monat 


Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 


§ 4 

(1) Die übrigen Renten sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich ergeben würde, 
wenn der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungsbetrag 
mit 1,095 und der Leistungszuschlag der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und der nach § 75 Abs. 1 
des Reichsknappschaftsgesetzes zu belassende Be- 
trag mit 1,087 vervielfältigt und der Kinderzuschuß 
für jedes Kind nach der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage für das Jahr 1972 berechnet werden 
würde; Abweichungen infolge Abrundungen sind 
zulässig. Die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung bleiben unberührt. § 2 Abs. 1 
Satz 3 findet Anwendung. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammen- 
treffen und auf die die §§ 1278, 1279 der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes anzuwenden sind, sind so anzupas- 
sen, daß sie mindestens den Betrag erreichen, der 
sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 und bei Renten mit Leistun- 
gen oder Leistungsanteilen aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, wenn sie nach § 3 

angepaßt werden würden. Satz 1 gilt entsprechend 
für Renten nach Absatz 1, auf die § 5 Abs. 1 Satz 3 
anzuwenden ist. 


50 und mehr 

1 501,00 

900,60 

49 

1 471,00 

882,60 

48 

1 441,00 

864,60 

47 

1 410,90 

846,60 

46 

1 380,90 

828,60 

45 

1 350,90 

810,50 

44 

1 320,90 

792,50 

43 

1 290,90 

774,50 

42 

1 260,80 

756,50 

41 

1 230,80 

738,50 

40 und weniger 

1 200,80 

720,50 


§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Juli 1972 ohne Kinder- 
zuschuß für jedes Kind und ohne Steigerungsbe- 
träge aus Beiträgen der Höherversicherung. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung vermindert 
sich der Rentenzahlbetrag außerdem um den Lei- 
stungszuschlag und den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zu belassenden Betrag. 
Ergibt sich bei erneuter Prüfung, daß die Rente 
unrichtig festgestellt, umgestellt oder nach Maß- 
gabe des Ersten bis Vierzehnten Rentenanpassungs- 
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gesetzes angepaßt worden ist, so tritt an die Stelle 
des Rentenzahlbetrages im Sinne des Satzes 1 der 
Betrag, der sich nach erneuter Anwendung der Vor- 
schriften über die Feststellung, Umstellung und An- 
passung als Rentenzahlbetrag für Juli 1972 ergeben 
würde. 

(2) In den Fällen, in denen für Juli 1972 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 30. Juni 1972 ändert, tritt an 
die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Juli 1972 zu zahlen 
gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die 
Erfüllung des Anspruchs damals bestanden hätten. 

§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Ar- 
tikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Zu- 
grundelegung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwen- 
dung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne Lei- 
stungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, dür- 
fen die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 gilt 
bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
den §§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes 
sechs Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehn- 
tel und bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der 
für den Versicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage tritt. 

(3) Versichertenrenten — ohne Kinderzuschuß und 
ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebenen- 
renten aus Versicherungsfällen nach dem 31. Dezem- 
ber 1956, die mit einer Rente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung Zusammentreffen und nach § 4 
angepaßt werden, dürfen zusammen die in den 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 
56 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder die 
in den §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes ge- 
nannten Grenzbeträge, die bei# einer Berechnung 
der Renten nach § 2 zu berücksichtigen sind, nicht 
überschreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Lei- 
stungen oder Leistungsanteile aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in den §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungs- 
ordnung oder die in den §§ 55, 56 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes genannten Grenzbeträge, die 
bei der Berechnung der Rente nach § 3 zu berück- 
sichtigen sind, nicht überschreiten. 


§ 7 

Leistungen nach den §§ 27 und 28 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, 
daß sich ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei An- 
wendung des Saarländischen Gesetzes Nr. 345 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) und der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes unter Zugrundelegung der bis- 
herigen Versicherungszeiten ergeben würde. 

§ 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im Saar- 
land anzuwenden sind, und zwar auch für Renten, 
die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 des 
Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) 
und Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur 
Einführung des Reichsknappschaftsgesetzes und 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1099) gewährt werden. 

§ 9 

Renten aus den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten, die nach den §§ 2 
und 3 anzupassen sind, Renten mit Leistungen oder 
Leistungsanteilen aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung, Renten nach Artikel 2 § 42 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und die in § 2 Abs. 2 genannten 
Renten, die mit einer Rente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung Zusammentreffen, dürfen nach 
Anwendung der §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zusammen mit der Rente aus der Unfall- 
versicherung den Betrag nicht unterschreiten, der als 
Summe dieser Renten für Dezember 1963 gezahlt 
worden ist; Kinderzuschüsse und Kinderzulagen blei- 
ben unberücksichtigt. Satz 1 gilt auch in den Fällen 
des § 1282 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung, 
§ 59 Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 79 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes. 
Ergibt in den übrigen Fällen die Anpassung nach 
dem Ersten Abschnitt keinen höheren als den bis- 
herigen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen. 

§ 10 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach 
dem Bundesversorgungsgesetz und den Geset- 
zen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären. 
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der Kriegsschadenrente und den laufenden Bei- 
hilfen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den laufenden Beihilfen nach dem Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowje- 
tischen Besatzungszone Deutschlands und dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und 
dem Gesetz für Jugendwohlfahrt, 
dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) 
nach dem Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. De- 
zember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637), 
den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Här- 
ten im Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 
nach den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 
und den Leistungen nach dem Reparationsschä- 
dengesetz vom 12. Februar 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 105) 

die Gewährung oder die Hohe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die 
Erhöhungsbeträge, die für die Monate Juli bis ein- 
schließlich November 1972 auf Grund der Vor- 
schriften dieses Gesetzes zu leisten sind, für den 
genannten Zeitraum bei den Ermittlungen des Ein- 
kommens unberücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge 
für den in Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner 
bei der Gewährung von Übergangsgeld während 
der Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung, 
Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbs- 
fähigkeit durch einen Rentenversicherungsträger 
und bei der Gewährung von Leistungen aus der 
Arbeitslosenhilfe sowie der Altershilfe für Land- 
wirte nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz und das Lasten- 
ausgleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im 
Saarland geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 11 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Juli 1972 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die 
Anpassung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. 


Die Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum 
Ablauf des Monats zu gewähren, in dem der Berich- 
tigungsbescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung 
überzahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichti- 
gung ist nur bis zum 30. Juni 1973 zulässig. 

(3) Die §§ 627 und 1300 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes blei- 
ben unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Änderungsvorschriften 
§ 12 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

In § 1273 werden die Worte „bis zum 31. März" 
ersetzt durch die Worte „bis zum 30. November". 

§ 13 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

In § 50 werden die Worte „bis zum 31. März" 
ersetzt durch die Worte „bis zum 30. November". 


DRITTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 15 

Die Vorschriften des § 12 und des § 13 treten am 
1. April 1972, die übrigen Vorschriften treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 21. September 1971 


Katzer 
Dr. Götz 
Ruf 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Seit nunmehr fast zwei Jahren wird den Rentnern 
der gesetzlichen Rentenversicherungen der ihnen 
zukommende Anteil am Produktivitätsfortschritt der 
Volkswirtschaft versagt. Daran wird sich auch im 
Jahre 1972 nach dem Vierzehnten Rentenanpas- 
sungsgesetz aller Voraussicht nach nichts ändern; 
dies vor allem deshalb, weil die von der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion beantragte Erhöhung des Ren- 
tenniveaus durch eine hälftige Nachholung der 
1958 unterlassenen Rentenanpassung nicht durchge- 
setzt werden konnte. 

Dies kann in Anbetracht der realen Einkommens- 
entwicklung der Rentner nicht hingenommen wer- 
den. 

Die Fakten sind: 

1. Die Rentner haben in diesem Jahr kaum eine 
reale Verbesserung ihrer Renten erzielt. Der 
Preisanstieg für die Rentnerhaushalte lag im Juli 
mit 5,6 Vo bereits über der Rentenerhöhung von 
5,5 Vo vom 1. Januar 1971. Im August dieses 
Jahres betrug der Preisanstieg immer noch 5,3 Vo 
gegenüber dem vergleidibaren Monat des Vor- 
jahres. Demgegenüber brachten die ersten 11 
Rentenanpassungsgesetze durchschnittliche jähr- 
liche Rentenerhöhungen von nominal 7,2 ^/o und 
real 4,6 ^/o. 

2. Im Jahr 1971 ist mit mittlerweile rund 41 Vo der 
Bruttoarbeitsentgelte der Erwerbstätigen das 
niedrigste Rentenniveau seit der Rentenreform 
erreicht. Das Renteniveau wird im Jahre 1972 
nach den neuen Lohnschätzungen der Bundes- 
regierung mit rund 40,5 Vo weiter absinken. 

3. Der Anteil der Renten, der noch unter dem So- 
zialhilfeniveau lag, war in den. vergangenen 
Jahren rückläufig. Im Jahre 1971 ist dieser An- 
teil dagegen stark angestiegen. Bezogen auf die 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt, die einem 
Ehepaar über 65 Jahre im Bundesdurchschnitt ab 
1. Juni 1971 gewährt wird, beträgt der Anteil 
der Erwerbsunfähigkeits- und Altersrenten an 
Männer, die noch unter dem Sozialhilfeniveau 
liegen: 

1968 1971 

— Anteil in v. H. — 

Arbeiterrentenversicherung 

— Erwerbsunfähigkeits- 
renten und Bezieher von 

Altersruhegeld rd. 32 rd. 43 

Angestelltenrentenversiche- 

rung 

— Erwerbsunfähigkeits- 
renten und Bezieher von 

Altersruhegeld rd. 13 rd. 19 


4. Benötigte ein durchschnittlich verdienender Ar- 
beitnehmer im Jahre 1968 rund 29 Versiche- 
rungsjahre, um eine Rente zu erhalten, die über 
dem liegt, was im Rahmen der Sozialhilfe an lau- 
fender Leistung zum Lebensunterhalt für ein 
über 65jähriges Ehepaar gewährt wird, so stieg 
diese Zahl im Jahre 1971 auf 34 Versicherungs- 
jahre. 

5. Ein weiteres Absinken der Renten unter das 
Sozialhilfeniveau bedingt höhere Lasten der So- 
zialhilfeträger, das heißt der Gemeinden und der 
Länder. Wird eine Anhebung des Rentenniveaus 
unterlassen, müssen sich die Sozialhilfeträger 
langfristig an den Aufgaben der Rentenversiche- 
rung beteiligen. 

Von der Frage, ob die Gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen in der Lage sind, ihre eigentlichen Aufga- 
ben aus eigener Kraft zu finanzieren oder nicht, 
hängt ihre Glaubwürdigkeit gegenüber den Rent- 
nern und Arbeitnehmern ab. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, die 1958 unterlas- 
sene Rentenanpassung zur Hälfte nachzuholen; und 
zwar in der Weise, daß die Renten aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung in Zukunft durch Gesetz 
um jeweils ein halbes Jahr früher angepaßt werden 
als dies nach der bisherigen Routineanpassung der 
Renten der Fall wäre. 

Dieser Vorschlag bedeutet, daß die Altrenten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung am 1. Juli 1972 
um 9,5^ 0 erhöht werden. Am 1. Juli 1973 wer- 
den die Renten dann um voraussichtlich 11,7 Vo 
angepaßt. Auch in den zukünftigen Jahren findet die 
Rentenerhöhung jeweils am 1. Juli statt. 

Ein Rentner, der eine Monatsrente von z. B. 500 DM 
am 1. Januar 1972 bezieht, erhält am 1. Juli 1972 
eine um 47,50 DM höhere Rente. Dieser Vorschlag 
kommt in seinen finanziellen Auswirkungen für den 
einzelnen Rentner und die gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen dem Vorschlag der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, das Rentenniveau durch eine Erhöhung 
der Rente um ll,3®/o statt um 6,3 Vo ab 1. Januar 
1972 zu erhöhen, gleich. 

Die vorgeschlagene hälftige Nachholung der 1958 
unterlassenen Rentenanpassung kann als finanziell 
solide bezeichnet werden. Sie erfordert gegenüber 
der bisher üblichen Rentenanpassung folgende 
Mehraufwendungen im Jahre 1972: 

Gesetzliche Rentenversicherungen 

der Arbeiter und der Angestellten 2 016 Mio DM 

Knappschaftliche Rentenversiche- 
rung 223 Mio DM 

Die Mehraufwendungen für die knappschaftliche 
Rentenversicherung gehen zu Lasten des Bundes. 
Sie werden zu einem großen Teil durch unausge- 
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nutzte Mittel für die knappschaftliche Rentenversi- 
cherung im Rahmen des Finanzplans 1970 bis 1974 
der Bundesregierung gedeckt. Die Mehraufwendun- 
gen für die gesetzlichen Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten können aus deren Über- 
schüssen finanziert werden. 

Die Überschüsse der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, die nach den Vorausschätzungen der Bundes- 
regierung laut Rentenanpassungsbericht 1971 das 
Bar- und Anlagevermögen der Rentenversicherun- 
gen der Arbeiter und Angestellten auf 137,1 Mrd. 
DM in 1985 anwachsen lassen, kommen zu einem 
großen Teil nur deshalb zustande, weil die Renten 
nach 40 Versicherungsjahren gegenüber dem Ar- 
beitsentgelt weit hinter der Zielsetzung der Ren- 
tenreform von 1957 (60 ^/o) und auch hinter der Ziel- 
setzung des Dritten Rentenversicherungs-Ände- 
rungsgesetzes von 1969 (50 ‘^/ü) Zurückbleiben. Es er- 
scheint deshalb gerechtfertigt, mehr noch geboten, 
diese Überschüsse in Form einer Rentenniveauan- 
hebung denjenigen — also den Rentnern — wieder 
zukommen zu lassen, zu deren Lasten die Über- 
schüsse erzielt werden. 

Mit der Rentenreform von 1957 ist das Ziel der Ren- 
tenanpassung, die Rentner am Produktivitätszu- 
wachs teilhaben zu lassen, in § 1272 Reichsversiche- 
rungsordnung (RVO) gesetzlich verankert worden. 
Eine bestimmte Methode und ein bestimmter Zeit- 
punkt ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Es hat 
sich in den vergangenen Jahren lediglich eine Me- 
thode eingebürgert, die bis zum Jahre 1970 der Ziel- 
setzung des Gesetzes auch Rechnung trug. Seitdem 
erfüllt die routinemäßige Rentenanpassung infolge 
der nunmehr zwei Jahre anhaltenden Preis- und 
Lohnentwicklung nicht mehr die an sie zu stellenden 
Anforderungen. Ein Abweichen von der bisherigen 
Rentenanpassungsroutine stellt deshalb kein Ab- 
weichen vom Gesetzesauftrag dar, sondern ist ge- 
genwärtig allein geeignet, den Gesetzesauftrag 
überhaupt erst zu erfüllen. 

Initiativen zur Anhebung des Rentenniveaus einer- 
seits und zur Verbesserung der Alterssicherung von 
Frauen und Kleinstrentern andererseits stellen 
keine Alternativen dar. Auch die Renter mit einer 
vergleichsweise höheren Rente haben aufgrund 
langjähriger und hoher Beitragszahlung ein Recht 
darauf, daß ihre Rente ein angemessenes Verhält- 
nis zu ihrem erarbeiteten Lebensstandard nicht un- 
terschreitet. Eine Absage an Rentenniveauverbes- 
serungen bedeutet letztlich nichts anderes als eine 
Absage an eine leistungsbezogene Alterssicherung. 
Ganz abgesehen davon, daß eine Unterlassung der 
Rentenniveauanhebung bedeutet, daß den Beziehern 
von Renten (und zwar den großen wie den kleinen) 
einseitig eine dauernde Verteilungsungerechtigkeit 
als Folge der inflationären Entwicklung zugemutet 
werden soll. 

Eine Rentenniveauanhebung schließt notwendige 
Verbesserungen für Kleinstrentner, die gering ent- 
lohnte Tätigkeiten ausüben mußten, nicht aus, son- 
dern erleichtert entsprechende Initiativen. Diese 
Initiativen stoßen ansonsten rasch an die Grenzen 
der in einer Leistungsgesellschaft unerläßlichen 
Lohndifferenzierung, mit der drohenden Folge, daß 


eine wirkliche Verbesserung der Situation der 
Kleinstrentner gemessen an den Leistungen der 
Sozialhilfe unterbleibt. 


B. Besonderer Teil 
Erster Abschnitt 

Zu § 1 

Absatz 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die Renten, die entsprechend der Zielset- 
zung des Entwurfs anzupassen sind. Die Renten aus 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
des Saarlandes bleiben von diesem Gesetz unbe- 
rührt. 

Absätze 2 und 3 

Bei den nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG oder 
Artikel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG im Jahre 1972 auf 
erhöhten Renten sind die Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage zwischen 1971 
und 1972 nicht berücksichtigt worden; diese Renten 
sind infolgedessen anzupassen. Die Knappschafts- 
ausgleichsleistung und die Leistung des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar sind lohnbe- 
zogen, so daß sie ebenfalls anzupassen sind, Nach 
Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der Anpas- 
sung ausgenommen. Es handelt sich hierbei um eine 
nicht lohnbezogene Leistung, die lediglich im Wege 
der Besitzstandswahrung weiter gewährt wird. 

Zu § 2 

Absatz 1 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und Angestellten die Renten ange- 
sprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind. In der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung werden sämtliche Renten 
mit Ausnahme eines Teils der Besitzstandsrenten 
erfaßt, weil hier auch die nach den Vorschriften des 
alten Rechts berechneten Renten im Wege der Neu- 
berechnung umgestellt worden sind. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage und der Beitragsbemessungs- 
grenze der knappschaftlichen Rentenversicherung 
für das Jahr 1972 berechnet werden würden. 

Das Verfahren bleibt dem Versicherungsträger 
überlassen. In den Fällen, in denen Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen mit Renten aus 
der gesetzlichen ünfallversicherung Zusammentref- 
fen, sind die Ruhensvorschriften zu beachten. Da- 
mit wird auch beim Fünfzehnten Rentenanpassungs- 
gesetz der Grundsatz gewahrt, daß Renten aus der 
Rentenversicherung und Renten aus der Unfallver- 
sicherung den in § 1278 RVO (§ 55 AVG, § 75 RKG) 
festgesetzten Höchstbetrag nicht überschreiten dür- 
fen. Rentenbestand und Rentenzugang werden da- 
mit gleichbehandelt. 
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Absatz 2 

Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten handelt 
es sich um Renten, die nach neuem Recht berechnet 
worden sind, deren Betrag jedoch aus Gründen des 
Besitzstandsschutzes weitergewährt wird oder er- 
höht worden ist. Deswegen ist für diese Renten 
nur eine Anpassung nach § 4 vorgesehen. 

Zu § 3 

Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschuß renten 
sind nach § 4 anzupassen. Das in Absatz 1 vorge- 
sehene Anpassungsverfahren ist gegenüber dem 
Verfahren nach § 2 auf die Besonderheiten der um- 
gestellten Renten zugeschnitten. Auch hier wird die 
Rente, ausgehend von den Ausgangswerten, neu 
berechnet. Es sind daher auch die Ruhensvorschrif- 
ten aus den bereits zu § 2 dargelegten Gründen zu 
beachten. 

Absatz 2 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten an- 
zuwenden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch Werte ersetzt worden, die auf der 
Grundlage einer für die Begrenzung der zu erwar- 
tenden persönlichen Rentenbemessungsgrundlage 
im Jahre 1972 maßgebenden Beträge beruhen. 

Zu §4 

Absatz 1 

Übrige Renten im Sinne von Absatz 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 § 42 
ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1967 geltenden Fassung und Artikel 2 § 25 
KnVNG. Zu den übrigen Renten gehören weiter die 
Renten, die nach Artikel 6 §§ 7, 17 Abs. 1 Satz 3 
FANG und nach § 15 der Verordnung nach § 1256 
Abs. 3 RVO gezahlt werden sowie die Renten, auf 
die die in § 2 Abs. 2 genannten Vorschriften ange- 
wandt worden sind. Wie beim Vierzehnten Renten- 
anpassungsgesetz sieht der Entwurf vor, daß auch 
hier, wie bei den Renten, die nach den §§ 2 und 3 
anzupassen sind, den Versicherungsträgern nur das 
Ergebnis vorgeschrieben wird, das durch die Anpas- 
sung erreicht werden soll. 

Die Beitragsbemessungsgrenze in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung hat sich von 27 600 DM 
im Jahre 1971 auf 30 000 DM im Jahre 1972 erhöht. 
Die Erhöhung beträgt somit 8,7 v. H. Demgemäß 


sind die in Absatz 1 Satz 1 angesprochenen knapp- 
schaftlichen Sonderleistungen entsprechend zu erhö- 
hen. Durch die für den Kinderzuschuß vorgesehene 
Regelung wird ebenso wie in den voraufgegangenen 
Rentenanpassungsgesetzen erreicht, daß die Kinder- 
zuschüsse für alle Renten einheitlich nach neuem 
Recht bemessen werden. 

Absatz 2 

Absatz 2 stellt sicher, daß auch bei Renten, die nach 
Absatz 1 angepaßt werden und auf die wegen Zu- 
sammentreffens mit einer Unfallrente die Höchst- 
grenzen der Ruhensvorschriften Anwendung finden, 
die Grenzbeträge immer voll ausgeschöpft werden. 

Zu § 5 

Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die^ 
nach § 4 anzupassenden Renten. Dieser Anpassungs- 
betrag wird in der Weise ermittelt, daß vom Ren- 
tenzahlbetrag die von der Anpassung ausgeschlos- 
senen Rententeile abgezogen werden. Es sind das 
die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höher- 
versicherung und die ebenso zu behandelnden Lei- 
stungsteile nach §§ 1260 a, 1260 b RVO (§§ 37 a, 37 b 
AVG, §§ 58 a 58 b RKG) und nach Artikel 2 § 34 a 
ArVNG (Artikel 2 § 33 a AnVNG). 

Absatz 2 

Durch Absatz 2 werden sowohl die Fälle erfaßt, in 
denen für Juli 1972 zwar ein Anspruch auf Rente be- 
steht, die Rente zu diesem Zeitpunkt aber noch nicht 
gezahlt worden ist, als auch die Fälle, in denen sich 
bis einschließlich 30. Juni 1972 eine Änderung der 
Rentenhöhe ergibt. 

Zu §6 

Absatz 1 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens oder Überschreitens der 
Höchstgrenze begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchst- 
begrenzung gelangen können. 

Absatz 2 

Absatz 2 gewährleistet, daß die nach § 4 anzupas- 
senden Renten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung die für neu zugehende Renten vorgese- 
hene Höchstgrenze durch die Anpassung nicht über- 
steigen. 

Absätze 3 und 4 

Absätze 3 und 4 stellen sicher, daß Renten der Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
sowie der knappschaftlichen Rentenversicherung, die 
mit einer Rente aus der Unfallversicherung Zusam- 
mentreffen und die nach § 4 angepaßt werden, die in 
den §§ 1278, 1279 RVO (§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 
RKG) genannten Grenzbeträge, die bei einer Berech- 
nung der Rente nach §§ 2 und 3 zu berücksichtigen 
wären, nicht überschreiten. 
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Zu §7 

Die Vorschrift regelt die Anpassung der Leistungen, 
die auf Grund des Saarländischen Fürsorgegesetzes 
Nr. 345 nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) weitergezahlt werden. Der An- 
passung unterliegt in diesen Fällen die der Berech- 
nung der Leistung nach §§ 27, 28 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar zugrunde lie- 
gende Vergleichsberechnung. Vergleichsleistung ist 
der Betrag, der sich ergibt, wenn die bis zur Ver- 
kündung des Sozialversicherungs- Angleichungsge- 
setzes Saar außerhalb des Bundesgebietes zurückge- 
legten Versicherungszeiten wie im Saarland zurück- 
gelegte Versicherungszeiten behandelt werden. 

Zu §8 

§ 8 bestimmt, daß die Vorschriften des Ersten Ab- 
schnitts im Saarland unter Berücksichtigung der Fas- 
sung gelten, in der die in den §§ 1 bis 7 aufgeführ- 
ten Vorschriften im Saarland anzuwenden sind. 


Zu §9 

Auch bei den der Anpassung unterliegenden Renten 
der Rentenversicherung sind grundsätzlich die 
Ruhensvorschriften anzuwenden, wenn sie mit Ren- 
ten aus der Unfallversicherung Zusammentreffen 
(vgl. §§ 2 und 3). Damit wird verhindert, daß die 
Rentner, deren Renten angepaßt werden, ein höhe- 
res Gesamtrenteneinkommen erzielen, als die neu 
hinzutretenden Rentner erhalten können. 

Sind die Ruhensvorschriften entsprechend dem Ge- 
setz angewendet worden, so kann sich durch ihre 
erneute Anwendung das Gesamteinkommen aus den 
angepaßten Renten nicht mindern. 

Bis Anfang 1964 sind zunächst nicht in allen Fällen 
die Ruhensvorschriften angewendet worden. Bei 
ihrer nachträglichen Anwendung sind die Renten- 
versicherungsträger nicht einheitlich vorgegangen, 
so daß diese Renten unterschiedlich zum Ruhen ge- 
bracht worden sind. Um diesen Sondertatbestand zu 
regeln, hat der Gesetzgeber ab 7. RAG vorgesehen, 
daß nach Anwendung der Ruhensvorschriften das 
Gesamteinkommen des Rentners nicht unter dem 
liegen dürfe, das er im Dezember 1963 erhalten hat. 
Diese Regelung wird auch für das 15. RAG über- 
nommen. 


Im übrigen ist eine Besitzstandsregelung nur für die 
Renten vorgesehen, die ohne Anwendung der 
Ruhensvorschriften einer Höchstbegrenzung unter- 
liegen. 

Zu § 10 

Die Vorschrift nimmt die für die Monate Juli bis 
November 1972 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von 
der nach anderen Vorschriften zu erfolgenden An- 
rechnung aus. 


Zweiter Abschnitt 

Zu §§ 12 und 13 

Die Änderung des § 1273 RVO und des § 50 AVG 
soll sicherstellen, daß die vorgeschlagene Anpas- 
sung zum 1. Juli eines jeden Jahres fristgemäß erfol- 
gen kann. Durch diese Vorschriften in Verbindung 
mit § 15 dieses Gesetzes wird die Bundesregierung 
verpflichtet, den Rentenanpassungsbericht 1973 und 
das Gutachten des Sozialbeirates bereits bis zum 
30. November 1972 vorzulegen, gleichzeitig wird die 
Bundesregierung ersucht, den Rentenanpassungsbe- 
richt 1972 bis zum 30. November 1971 vorzulegen. 


C. Finanzieller Teil 


Durch die Vorverlegung der Rentenanpassung im 
Rahmen des Fünfzehnten Rentenanpassungsgesetzes 
auf den 1. Juli 1972 entstehen gegenüber den 
bisher üblichen Anpassungen zum 1. Januar jeden 
Jahres im Jahre 1972 Mehraufwendungen von: 


Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 


2 016 Millionen DM 


223 Millionen DM 


zusammen 2 239 Millionen DM 


Die Mehraufwendungen für die Knappschaftliche 
Rentenversicherung gehen zu Lasten des Bundes. 
Die Mehraufwendungen für die Gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und Angestellten 
können aus deren Überschüssen finanziert werden. 
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